
EheG zur Geltung; seine Formulierung konnte zu der 
falschen Auffassung führen, das Gesetz erlaube eine 
„einverständliche Scheidung“, und der „Widerspruch“ 
gegen die Scheidung habe eine ähnliche Bedeutung wie 
der Widerspruch des § 48 EheG. Die neue Formulierung 
des § 8 EheVO stellt klar, daß es in der Behandlung 
einer Scheidungssache keinen Unterschied macht, ob 
der Beklagte Klageabweisung verlangt oder ebenfalls 
geschieden werden will: in beiden Fällen hat in gleicher 
Weise eine eingehende Prüfung des gesamten Zustandes 
der Ehe zu erfolgen, und ein Klageabweisungsantrag 
des Beklagten hat nur noch unter dem Gesichtspunkt 
sachliche Bedeutung, daß er dem Gericht Veranlassung 
geben wird, mit ganz besonderer Sorgfalt zu über­
prüfen, ob die Ehe wirklich ihren Sinn für die Eheleute 
verloren hat — womit nicht gesagt ist, daß diese Prüfung 
etwa entfallen kann, wenn beide Eheleute geschieden 
sein wollen. Um die falsche Auffassung zu beseitigen, 
es gäbe noch einen formalen „Widerspruch“ wie nach 
§ 48 EheG, sollten die Gerichte auch Formulierungen 
im Urteil vermeiden, wie etwa „die Beklagte hat gegen 
die Scheidung Widerspruch erhoben“; es genügt stets, 
zu sagen, daß der Beklagte oder die Beklagte Abwei­
sung der Klage beamtragt hat.

Die Unterhaltsregelung des § 13 Abs. 1 EheVO trägt 
in ihrer jetzigen Fassung den in der öffentlichen Kritik 
geäußerten Bedenken gegen die Fassung des § 32 Abs. 1 
des FGB-Entwurfs Rechnung, die sich in der Diskussion 
H a r r l a n d  — S u c h  — N a t h a n  (NJ 1954 S. 560 ff.) 
widerspiegelten. Zur richtigen Anwendung des § 13 
Abs. 1 EheVO wird also das Zurückgehen auf diese 
Diskussion stets vorteilhaft sein.

Übrigens muß hier gesagt werden, daß die Über­
schrift des § 10 EheVO irreführend ist. Auch in § 9 
handelt es sich selbstverständlich um Entscheidungen 
über das Sorgerecht für die Zeit „nach Auflösung der 
Ehe“; richtig hätte die Überschrift lauten müssen: 
„Änderungen der Sorgerechtsentscheidung“.

Im Zusammenhang mit der EheVO ist die Anordnung 
zur Durchführung von Eheschließungen vom 30. No­
vember 1955 (GBl. II S. 409) zu beachten, welche die 
Eheschließung von Mädchen unter 18 Jahren für eine 
Übergangszeit bis Ende 1955 betrifft.

Im s t r a f r e c h t l i c h e n  Bereich hatte die Auf­
hebung der Kontrollratsgesetzgebung den Erlaß der 
Verordnung über die Bestrafung von unbefugtem 
Waffenbesitz und von Waffenverlust vom 29. Septem­
ber 1955 (GBl. I S. 649) zur Folge, auf deren Bespre­
chung durch S t i l l e r  (NJ 1955 S. 656) verwiesen wer­
den kann. Neue strafrechtliche Bestimmungen brachte 
das Gesetz über den Verkehr mit Edelmetallen, selte­
nen Metallen, Edelsteinen und echten Perlen sowie Er­
zeugnissen aus Edelmetallen, seltenen Metallen und 
Edelsteinen vom 26. September 1955 (GBl. I S. 654). 
Hier werden Zuwiderhandlungen gegen die Bestim­
mungen über die Melde- bzw. Genehmigungspflichten 
für Besitz, Gewinnung und Handel mit den genannten 
Stoffen unter die Strafandrohung des § 9 WStVO 
gestellt. — Eine Verweisung auf diese Bestimmung ent­
hält auch § 63 der neuen Verordnung über Pflichtablie­
ferung vom 10. November 1955 (GBl. I S. 801), über die 
unten noch zu sprechen ist.

Auch die schon genannte Verordnung über die 
Flaggenführung der See- und Binnenschiffe vom 27. Sep­
tember 1955 (GBl. I S. 706) enthält eine Reihe von 
Strafvorschriften, so insbesondere die Androhung von 
Gefängnis nicht unter drei Monaten gegenüber dem 
Kapitän eines deutschen Schiffes, der „an den für die 
Führung der Staatsflagge vorgesehenen Stellen vorsätz­
lich die Flagge eines anderen Staates führen läßt“, oder 
gegenüber dem Kapitän eines zur Führung der Staats­
flagge nicht berechtigten Schiffes, der die Staatsflagge 
der DDR vorsätzlich oder fahrlässig führen läßt (§ 6). 
In § 7 wird für eine Reihe weniger gefährlicher Ver­
stöße gegen die VO Übertretungsstrafe angedroht.

Übertretungstatbestände enthält auch § 6 der eine 
einheitliche Neuregelung der Polizeistunde bezwecken­
den Verordnung über die Polizeistunde im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 8. Dezember 
1955 (GBl. I S. 929), wonach u. a. sich Gast und Wirt 
bei länger als 15 Minuten nach Beginn der Polizei­

stunde währendem Verweilen bzw. Verweilenlassen in 
der Gastwirtschaft strafbar machen. Schließlich ist ein 
neuer Ordnungsstraftat.bestand zu vermerken, der in 
§ 6 der Anordnung über die Ausstellung von Berufs­
ausweisen zur hauptberuflichen Ausübung von Unter- 
haltungs- und Tanzmusik vom 9. September 1955 
(GBl. 1 S. 660) erscheint und Ordnungsstrafe bis zu 
500 DM für Musiker der genannten Art androht, die 
nach dem 31. Dezember 1956 ohne Berufsausweis ge­
werblich arbeiten, ebenso für Veranstalter, die diese 
Musiker beschäftigen.

*
Für die Staats- und Wirtschaftsverwaltung gleicher­

maßen von Bedeutung ist der Beschluß über die Er­
weiterung der Befugnisse der Minister, der Leiter der 
Hauptverwaltungen und der Werkleiter der Betriebe 
der zentralgeleiteten volkseigenen Industrie vom 8. De­
zember 1955 (GBl. I S. 933). Dieser Ministerratsbeschluß 
verstärkt die Einzelverantwortlichkeit leitender 
Funktionäre — eine Entwicklung, die sich aus der 
ständig wachsenden Komplizierung, Verfeinerung und 
Vermehrung der Verwaltungstätigkeit zwangsläufig er­
gibt, weil andernfalls die Gefahr bestünde, daß die zur 
Mitwirkung oder Zustimmung berufenen übergeordne­
ten oder nebengeordneten Staatsorgane infolge Über­
belastung funktionsunfähig werden. Die Erweiterung 
der Befugnisse bezieht sich auf allen in dem Beschluß 
genannten Ebenen der Verwaltung einerseits auf 
Personalfragen — selbständige Entscheidung über Ab­
schlüsse von Einzelverträgen, personelle Zusammen­
setzung des Kollegiums, Besetzung der leitenden Funk­
tionen der betreffenden Verwaltung usw. —, anderer­
seits auf die Ermächtigung, selbständig gewisse Ände­
rungen der Investitionspläne und Betriebspläne zu be­
schließen.

Eine Verbesserung der zentralen Verwaltungsarbeit 
strebt auch die von der Staatlichen Plankommission 
erlassene Anordnung über die Bildung und die Tätig­
keit der Wissenschaftlich-Technischen Räte der Haupt­
verwaltungen vom 4. November 1955 (GBl. II S. 383) an. 
Danach bilden die „zuständigen Minister“ — gemeint 
sind offenbar die der Industrieministerien — für jede 
ihnen unterstellte Hauptverwaltung einen Wissen­
schaftlich-Technischen Rat, der aus Wissenschaftlern, 
Werkdirektoren und Vertretern verwandter Staats­
organe besteht und dazu berufen ist, den Leiter der 
Hauptverwaltung in allen Fragen zu beraten, die für 
den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und seine 
Planung von grundsätzlicher Bedeutung sind.

Auf einem wichtigen Teilgebiet der Staats- und Wirt­
schaftsverwaltung bewegt sich die Erste Durch­
führungsbestimmung zur Verordnung über die Buch­
führung und die buchhalterische Berichterstattung der 
volkseigenen Industriebetriebe — Arbeitskreisord­
nung — vom 22. November 1955 (GBl. I S. 842). Mit 
ihr soll eine Steigerung der Aussagefähigkeit der Buch­
führung, eine Vereinfachung ihrer Methoden und die 
Anpassung ihrer Struktur an die Besonderheiten des 
einzelnen Wirtschaftszweiges angestrebt werden. Zu 
diesem Zwecke werden auf der Ebene der Ministerien, 
der Hauptverwaltungen und ggf. der Verwaltungen der 
volkseigenen Betriebe „Arbeitskreise zur Verbesse­
rung der Buchführung“ geschaffen, bei deren Tagungen 
die zur Erreichung jener Ziele erforderlichen Maß­
nahmen zu beschließen sind.

*
Aus dem Bereich des W o h n u n g s -  u n d  B a u ­

w e s e n s  ist zunächst auf die Zweite Durchführungs­
bestimmung zum Gesetz über den Verkauf volkseige­
ner Eigenheime und Siedlungshäuser — Durchführung 
des Schulderlasses — vom 22. August 1955 (GBl. I 
S. 657) hinzuweisen*). § 14 des genannten Gesetzes hatte 
angeordnet, daß den Siedlern, die vor 1945 einen 
Siedlervertrag abgeschlossen hatten und denen das 
Gesetz nunmehr einen Anspruch auf Übertragung des 
persönlichen Eigentums an der Siedlerstelle gewährte, 
gleichzeitig auch der Anspruch auf Erlaß der etwa rest­
lichen Tilgungsraten zustehen sollte, falls sie die Vor­
aussetzungen des Schulderlaßgesetzes vom 8. Septem­
ber 1950 erfüllten. Die neue DB regelt im einzelnen die

146

' )  vgl. hierzu auch Dornberger auf S. 142 dieses Heftes.


